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betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz vorn 

9. Juli 1969 zur Förderung der Neinwirtschaft (Weinwirtschafts­

gesetz) geändert wird 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vorn •.•••. , mit dem das Bundesgesetz vom 9. Juli 1969 

zur Förderung der Weinwirtschaft (Weinwirtschaftsgesetz) , BGB1. 

Nr. 296/1969 in der Fassung der Bundesgesetu BGBl. Nr. 224/1972 

und 784/1974 geändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesgesetz vorn 9. Juli 1969 zur Förderung der Weinwirtschaft 

(Weinwirtschaftsgesetz) BGBl. Nr. 296/1969 in der Fassung der 

BundesgesetzeBGBl. Nr. 224/1972 und 784/1974 \vird wie folgt geändert: 

§ 19 hat zu lauten: 

11 § 19. (1) Der Bund hat dem Fonds zur Erfüllung seiner Aufgaben ab 

1. Jänner 1978 jährlich eine Zuwendung (§ 2 Abs. 1 lit. a) zu ge­

währen. Die jährliche Zuwendung hat mindestens 20 g, höchstens je­

doch 30 g pro Liter im Inland geernteten v.Jeines zu betragen. 

(2) Der BemeSsung der Zuwendung nach Abs. 1 ist die vom Öster­

reichischen Statistischen Zentralamt ermittelte Weinmenge des 

dem b~treffenden Geschäftsjahr des Fonds zweitvorangegangenen 
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Jahres zugrunde zu legen." 

Artikel 11 

Hi 1: der Vollziehung dieses Bundesgese-tzes ist der Bundesminister 

für Finanzen betraut. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag dem Finanz­

und Budgetausschuß zuzuweisen. 

BEGRÜNDUNG: 

Die W~insteuer, die für die im Weinwirtschaftsgesetz geregelten 

ZU'i-Jendungen des Bundes an den Weinwirtschaftsfonds die Grund­

lage bildet, wird seit 1. Jänner 1971 aufgrund der Bundesgesetze, 

BGBI. Nr. 367/1970 und 459/1971, nicht mehr erhoben. Um die 

Finanzierung des Weinwirtschaftsfonds auch in Zukunft zu ge­

w~hrleisten, ist es notwendig geworden, eine neue Finanzierungs­

grundlage zu schaffen. Diese soll mit dem vorliegenden Initiativ­

antrag durch entsprechende Abänderung des vleinvlirtschaftsgesetzes 

bewirkt werden. I_i \ -
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